
Arbeitsmedizinische Vorsorge  

für alle Beschäftigten 

Bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge in der berufli-
chen Kinderbetreuung handelt es sich nach dem An-
hang Teil 2 Ziffer 1 der Verordnung zur arbeitsmedi-

zinischen Vorsorge (Arbeitsmedizinische Vorsorge-
verordnung - ArbmedVV) um eine Pflichtvorsorge be-
züglich einer Gefährdung durch die Erreger von 
Keuchhusten, Masern, Röteln und Windpocken. 
Diese Pflichtvorsorge ist Tätigkeitsvoraussetzung, 

d.h. sie muss vor Beginn der Aufnahme der Tätigkeit 
in der vorschulischen Kinderbetreuung von der Ar-

beitgeberin/dem Arbeitgeber veranlasst werden. 

Die Arbeitgeberin/Der Arbeitgeber hat nach der 

Arbeitsmedizinischen Vorsorgeverordnung eine 

angemessene arbeitsmedizinische Vorsorge al-

ler Beschäftigten auf der Grundlage der Gefähr-

dungsbeurteilung zu veranlassen. 

Bei der Gefährdungsbeurteilung hat sie/er sich nach 
der Biostoffverordnung (BioStoffV) fachkundig bera-
ten zu lassen, sofern sie/er nicht selbst über die er-
forderlichen Kenntnisse verfügt. Fachkundige Perso-
nen sind insbesondere die Betriebsärztin/der Be-

triebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit. 

Bei der von der Verordnung geforderten Pflichtvor-
sorge durch einen Arzt/eine Ärztin ist nach entspre-
chender ärztlicher Beratung ein Impfangebot zu un-
terbreiten. Wird das Impfangebot angenommen oder 
wird dabei festgestellt, dass eine ausreichende Im-

munisierung durch Impfung nach den aktuellen Emp-
fehlungen der Ständigen Impfkommission am Ro-
bert-Koch-Institut (STIKO) im Impfbuch dokumentiert 
ist, kann solange auf weitere Impfangebote verzichtet 
werden, bis erforderliche Auffrischungsimpfungen 

nach den Empfehlungen der STIKO notwendig sind. 

Bei unklarem Impfstatus oder bei Impflücken ist ein 

entsprechendes Impfangebot zu unterbreiten. 

Wird das Impfangebot abgelehnt, ist das alleine kein 
Grund, gesundheitliche Bedenken gegen die Aus-
übung einer Tätigkeit zu bescheinigen. Zu der Pflicht-
vorsorge ist weiterhin im regelmäßigen Turnus ent-

sprechend AMR 2.1 aufzufordern. 

Mutterschutz 

Umsetzung des Infektionsschutzes während der 

Schwangerschaft nach dem Mutterschutzgesetz 

(MuSchG) 

Der Arbeitsschutz und Infektionsschutz für Schwan-
gere ist durch Vorgaben des MuSchG geregelt. So-

bald die Frau die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber über 
ihre Schwangerschaft informiert hat, hat sie/er eine 
ärztliche Untersuchung für die Beschäftigte zu veran-
lassen, damit die individuelle Infektionsgefährdung 
festgestellt werden kann. Mit der Untersuchung sollte 

bevorzugt die Betriebsärztin/der Betriebsarzt beauf-
tragt werden, denn sie/er kennt die Gefährdungsbe-

urteilung und die Arbeitsbedingungen vor Ort. 

Für die Weiterbeschäftigung im Tätigkeitsbereich der 
vorschulischen Kinderbetreuung ist von der/dem von 

der Arbeitgeberin/vom Arbeitgeber beauftragten Ärz-
tin/Arzt zu prüfen, ob eine ausreichende Immunität 
gegenüber den Erregern von Röteln, Ringelröteln, 
Masern, Windpocken, Pertussis und Zytomegalie be-
seht. Eine ausreichende Immunisierung durch Imp-

fung betreffend die Erreger von Masern, Röteln und 
Windpocken kann von der beauftragten Ärztin/von 
dem beauftragten Arzt angenommen werden, wenn 
im Impfbuch die Impfung nach den aktuellen Empfeh-
lungen der STIKO dokumentiert ist. Bezüglich der 

Röteln kann auch der im Mutterschutzpass aktuell er-
mittelte Immunstatus zur Beurteilung herangezogen 

werden. 

Besteht aufgrund der Impfdokumentation Unklarheit 
über den Immunstatus gegenüber Masern, Röteln 
und Windpocken, kann zur Klärung der Frage, ob auf 
ein Beschäftigungsverbot oder einen Tätigkeitswech-

sel verzichtet werden kann, die entsprechende Be-
stimmung der IgG-Antikörper veranlasst werden, 
auch um ggf. eine natürlich erworbene Immunität 

nachzuweisen. 

Gleichfalls ist für die Erreger von Ringelröteln und Zy-
tomegalie, gegen die keine Impfung durchgeführt 
werden kann, durch Bestimmung der IgG-Antikörper 
festzustellen, inwieweit eine natürlich erworbene Im-

munität vorliegt. 

Die beauftragte Ärztin/Der beauftragte Arzt beschei-
nigt gegenüber der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber 
lediglich, ob und wie lange ein Beschäftigungsverbot 
auszusprechen ist. Bis zum Vorliegen der ärztlichen 
Bescheinigung ist die Beschäftigte vorläufig durch 

die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber von Tätigkeiten 
mit direktem Kontakt zu Kindern im Vorschulalter frei-

zustellen. 

Schwangere Frauen ohne Antikörperschutz, d.h. 
ohne Impfung nach den aktuellen Empfehlungen der 

STIKO oder ohne Nachweis von IgG-Antikörpern 
dürfen bezüglich folgender Erreger nicht oder nur 

eingeschränkt beschäftigt werden: 

 Masern: Während der gesamten Schwanger-
schaft bei fehlendem Impfschutz/Antikörper-

schutz gegen Masern. 

 Mumps: Eine Mumps-Erkrankung während der 

Schwangerschaft ist nicht mit einer erhöhten 
Rate an vorgeburtlichen Missbildungen in Ver-
bindung zu bringen. Literaturberichte aus den 
60er Jahren, die auf eine erhöhte Abortrate in-
folge einer Mumps-Infektion während des ers-

ten Trimesters hinweisen, haben sich nicht be-
stätigt. Insofern löst eine fehlende Immunität 
gegenüber Mumps keine generelle unverant-
wortbare Gefährdung aus. 
Da aber eine medizinische Behandlung bei ei-

ner Mumpserkrankung eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellen kann, so ist im Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilung zu prüfen, in wie 



weit eine temporäre Freistellung einer schwan-

geren oder stillenden Frau bei einem Erkran-

kungsfall in der Einrichtung notwendig ist. 

 Windpocken: Während der gesamten Schwan-

gerschaft bei fehlendem Impfschutz/Antikörper-
schutz gegen Windpocken. 

 Zytomegalie: Während der gesamten Schwan-

gerschaft beim beruflichen Umgang mit Kindern 
bis zum vollendeten 3. Lebensjahr bei fehlen-
dem Antikörperschutz gegen Zytomegalie. Bei 
älteren Kindern kann unter Beachtung hygieni-
scher Maßnahmen die Beschäftigung aufrecht 

erhalten werden. 

 Röteln: Bis zur einschließlich 20. Schwanger-
schaftswoche bei fehlendem Antikörperschutz 
gegen Röteln. Danach befristetes Beschäfti-

gungsverbot bei Auftreten der Infektion in der 
Einrichtung 

 Ringelröteln: Bis zur einschließlich 20. 

Schwangerschaftswoche bei fehlendem Anti-
körperschutz gegen Ringelröteln. Danach wie 

bei Röteln. 

 Keuchhusten: Befristetes Beschäftigungsver-

bot bei Ausbruch der Infektion in der Einrich-
tung bis 3 Wochen nach Auftreten des letzten 
Erkrankungsfalls in der Einrichtung bei fehlen-
dem Impfschutz/Antikörperschutz gegen 
Keuchhusten. 

 Scharlach: Befristetes Beschäftigungsverbot 
bei Ausbruch der Infektion in der Einrichtung bis 

einschließlich drei Tage nach Auftreten des 
letzten Erkrankungsfalls in der Einrichtung. 

 Hepatitis A: Befristetes Beschäftigungsverbot 

bei Ausbruch der Infektion in der Einrichtung bei 
fehlendem Impfschutz/Antikörperschutz gegen 
Hepatitis A. 

 Influenza: Befristetes Beschäftigungsverbot 

bei Ausbruch der Infektion in der Einrichtung bei 
regionalen Epidemien bis 10 Tage nach Auftre-

ten des letzten Erkrankungsfalls in der Einrich-
tung bei fehlendem Impfschutz gegen In-
fluenza. 

Mögliche Ansprechpartner bei offenen Fragen zum Ein-

satz schwangerer und stillender Frauen sind die Be-
triebsärztin/der Betriebsarzt, die Sicherheitsfachkraft 

und die Aufsichtsbehörde. 

Aufsichtsbehörden in Hessen: 

Regierungspräsidium Darmstadt https://rp-darmstadt.hessen.de/  

Standort Darmstadt 
Telefon: 06151 12-4001 
E-Mail: 
arbeitsschutz@rpda.hessen.de 

Stadt Darmstadt, Landkreise Berg-
straße, Darmstadt-Dieburg, Groß-
Gerau, Offenbach und Odenwald-
kreis 
 

Standort Frankfurt am Main 
Telefon: 069 2714-0 
E-Mail: 
arbeitsschutz@rpda.hessen.de 

Stadt Frankfurt am Main, Main-Kin-
zig-Kreis, Stadt Offenbach am 
Main, Wetteraukreis 
 

Standort Wiesbaden 
Telefon: 0611 3309-2545 
E-Mail: 
arbeitsschutz@rpda.hessen.de 

Stadt Wiesbaden, Hochtaunus-
kreis, Main-Taunus-Kreis, Rhein-
gau-Taunus-Kreis,  
 

Regierungspräsidium Gießen https://rp-giessen.hessen.de/  
Standort Gießen 
Telefon: 0641 303-3237 
E-Mail: 
arbeitsschutz-gies-
sen@rpgi.hessen.de 

Landkreise Gießen, Marburg-Bie-
denkopf, Vogelsbergkreis 

Standort Hadamar 
Telefon: 0641 303-8600 
E-Mail: 
arbeitsschutz-hada-
mar@rpgi.hessen.de 

Landkreise Limburg-Weilburg und 
Lahn-Dill 

Regierungspräsidium Kassel https://rp-kassel.hessen.de/  
Telefon: 0561 106-2788 
E-Mail: 
arbeitsschutz@rpks.hessen.de 

Stadt Kassel, Landkreise Kassel, 
Fulda, Hersfeld-Rotenburg, 
Schwalm-Eder, Waldeck-Franken-
berg, Werra-Meißner 
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